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Ausfertigung des am 27.10.2020 verkindeten Erkenntnisses
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gottfried SCHLOGLHOFER als Einzelrichter (ber die
Beschwerde von XXXX , geb. am XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch CHG Czernich Haidlen Gast & Partner,
Rechtsanwalte in 6020 Innsbruck, Bozner Platz 4, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl
vom 24.09.2018, ZI. 1122220101 - 160966991/BMI-BFA_SBG_AST_01, nach Durchfihrung einer mdundlichen
Verhandlung am 27.10.2020 zu Recht erkannt:

A)

I. Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemal3 § 3 Abs. 1 AsylG 2005 idgF der Status des Asylberechtigten
zuerkannt.

Il. GemaR§& 3 Abs. 5 AsylG 2005 idgF wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft
zukommt.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
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Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeflhrer, ein afghanischer Staatsangehoriger und Angehoriger der Volksgruppe der Paschtunen,
stellte am 11.07.2016 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Am 12.07.2016 wurde der Beschwerdefihrer durch ein Organ des oOffentlichen Sicherheitsdienstes einer
Erstbefragung unterzogen. Dabei gab er an, dass er in XXXX , Afghanistan geboren, ledig, Paschtune und sunnitischer
Moslem sei. Er verfiige weder Uber eine Schul- noch eine Berufsausbildung, konne aber seinen Namen schreiben. Er
habe auch keine Berufserfahrung. In Afghanistan wiirden noch sein Vater, seine Mutter und sein 25 Jahre alter Bruder
leben.

Zu seinen Fluchtgriinden befragt gab er an, dass sein Vater und sein Bruder ,fir das Militar" tatig seien. Das Haus der
Familie sei einige Male ,von den Taliban aufgesucht” worden, der Beschwerdeflhrer habe sich aber jedes Mal
verstecken konnen. Die Taliban hatten von der Mutter des Beschwerdefuhrers verlangt, dass sich dieser bei ihnen
melden und sich ihnen anschlieRen musse. Daraufhin habe der Vater des Beschwerdeflihrers beschlossen, dass dieser

Afghanistan verlassen solle. Im Falle einer Riickkehr habe der Beschwerdefiihrer Angst vor den Taliban.

3. Am 31.07.2018 wurde der Beschwerdeflihrer vom Bundesamt fuir Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: belangte

Behorde) niederschriftlich einvernommen.

Dabei gab er an, dass er in der Provinz Kapisa, Distrikt XXXX , im Dorf XXXX geboren und aufgewachsen sei. Er habe -
abgesehen von einem sechsmonatigen Religionsunterricht - keine Schulausbildung erhalten, aber im Geschaft seines
Vaters einmal pro Woche mitgeholfen oder diesen auf die landwirtschaftlichen Grundstiicke begleitet. Dort, wo er
gelebt habe, hatten die Taliban regiert. Zwischen 18.00 Uhr und 8.00 Uhr habe man das Haus nicht verlassen kénnen.
Die Schule, die weit weg gelegen ware, habe er wegen der Taliban nicht besuchen kdnnen und weil einige Verwandte
von ihm als Polizisten Mitglieder der afghanischen Regierung - genauer gesagt der Arbaki - seien. Seine Eltern und sein
Bruder wirden noch in Afghanistan leben, die Eltern seien aber ,wegen eines Vorfalls im Heimatdorf” in ein etwa 10
Minuten entferntes Dorf Gbersiedelt. Es gehe ihnen dort nicht gut und sie wirrden in standiger Angst leben. Sein Vater
und sein 27 Jahre alter Bruder wirden bei der ,Lokalpolizei“ arbeiten, welche das Dorf gegen die Taliban verteidige.

Zu seinen Fluchtgrinden befragt gab der Beschwerdefuhrer an, dass sein Bruder bei einem Selbstmordattentat
wahrend einer Versammlung schwer verletzt worden sei, woraufhin der Beschwerdeflhrer in den Iran gegangen sei
und sich dort ca. vier Jahre und finf Monate aufgehalten habe. Danach sei er wieder nach Afghanistan abgeschoben
worden, um nach einem etwa finftagigen Aufenthalt in Kabul das Land abermals Richtung Iran und weiter Richtung
Europa zu verlassen. Er sei in Afghanistan von den Taliban bedroht worden und habe auch nicht fur die lokale Polizei
tatig sein kdnnen, weil er damals noch zu klein dafur gewesen sei.

4. Mit Bescheid der belangten Behérde vom 24.09.2018, ZI. 1122220101 - 160966991/BMI-BFA_SBG_AST_01 (im
Folgenden: angefochtener Bescheid) wurde der Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz sowohl
hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) als auch hinsichtlich der Zuerkennung
des Status des subsidiar Schutzberechtigten (Spruchpunkt Il.) abgewiesen, da er eine Verfolgung nicht glaubhaft
machen habe kdnnen. Ein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswuirdigen Grinden wurde nicht erteilt (Spruchpunkt
I1.) und es wurde eine Ruckkehrentscheidung erlassen (Spruchpunkt IV). Im Bescheid wurde weiters festgestellt, dass
eine Abschiebung nach Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt V.) und es wurde dem Beschwerdefihrer eine Frist zur
freiwilligen Ausreise in der Dauer von zwei Wochen gewahrt (Spruchpunkt VL.).

Begrindend wurde ausgefuhrt, dass nicht festgestellt werden habe kdnnen, dass der Beschwerdefiihrer in seinem
Herkunftsstaat einer staatlichen Bedrohung bzw. Verfolgung ausgesetzt gewesen sei. Auch eine Verfolgung durch die
Taliban habe nicht festgestellt werden kdnnen. Zudem seien die Schilderungen des Beschwerdeflhrers nicht

glaubwdurdig.

5. Gegen den angefochtenen Bescheid der belangten Behdrde erhob der Beschwerdefiihrer am 24.10.2018 fristgerecht
Beschwerde. In dieser wurde im Wesentlichen ausgefihrt, dass dem Beschwerdeflhrer aufgrund des Umstandes, dass
dessen Vater und Bruder fiir die lokale Polizei tatig seien, Verfolgung drohe. Die Gefahr habe sich auch schon darin



manifestiert, dass die Taliban bereits mehrmals nach dem Beschwerdefihrer gesucht hatten. Der Beschwerdefuhrer
werde von den Taliban auch als ,oppositionell” angesehen, weil er sich geweigert habe, sich ihnen anzuschliel3en.

6. Einlangend am 07.11.2018 wurde die Beschwerde - ohne von der Mdglichkeit einer Beschwerdevorentscheidung
Gebrauch zu machen - samt zugehdrigem Verwaltungsakt dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt.

7. Am 27.10.2020 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine &ffentliche mindliche Verhandlung statt, zu der der
Beschwerdefiihrer bzw. dessen rechtsfreundliche Vertretung und die belangte Behdrde als Parteien geladen waren.
Ein Vertreter der belangten Behérde nahm an der Verhandlung nicht teil.

In der Verhandlung gab der Beschwerdefiihrer an, dass er Afghanistan vor ca. sieben oder acht Jahren verlassen habe.

Gefragt nach seinen Fluchtgriinden gab der Beschwerdeflhrer an, dass er Afghanistan ,wegen der Taliban” verlassen
habe mussen. Im Rahmen einer groBen Versammlung habe es ein Selbstmordattentat gegeben. Der Beschwerdefihrer
sei - als er die Explosion gehort habe - von zu Hause zum Ort des Geschehens gelaufen und habe dort gesehen, dass
sein Bruder bei dem Anschlag verletzt worden sei. Zu diesem Zeitpunkt hatten die Taliban noch nicht gewusst, dass
der Bruder des Beschwerdefuhrers ,fur die Amerikaner” tatig gewesen sei. Der Beschwerdeflhrer sei dann fiur ca.
viereinhalb Jahre in den Iran gegangen, bevor er ,erwischt” und wieder nach Afghanistan abgeschoben worden ware.
Nach wenigen Tagen Aufenthalt in Kabul habe der Beschwerdeflhrer dann Afghanistan auf Anraten des Vaters

endgultig verlassen.

Vor dem geschilderten Anschlag sei es der Familie, die ein Geschaft und eine Landwirtschaft besessen habe, gut
gegangen. Die Probleme mit den Taliban hatten mit dem Anschlag begonnen. Ab diesem Zeitpunkt sei der Vater des
Beschwerdefiihrers fur die Dorfmilizen, die sogenannten Arbaki, tatig gewesen. Seine bisherige Beschaftigung habe
der Vater des Beschwerdeflhrers aufgeben missen, weil das Haus und die Grundstlicke der Familie unter die
Kontrolle der Taliban gefallen waren. Dia Arbaki wirden von der Regierung sowohl Waffen als auch finanzielle Mittel
bekommen, ihre Aufgabe ware die Verteidigung des Dorfes gegen die Taliban, die Arbaki waren also im weitesten Sinn
fur die afghanische Regierung tatig. Durch ihre Tatigkeiten hatten sich der Vater und der Bruder des
Beschwerdefiihrers die Taliban zu ihren Feinden gemacht. Nachgefragt, was die Probleme seines Vaters bzw. Bruders
mit dem Beschwerdeflhrer selbst zu tun hatten, gab dieser an, dass es flr die Dorfbewohner nur zwei Optionen gebe,
namlich, sich entweder den Arbaki anzuschlieBen oder den Taliban. Da der Beschwerdefuhrer fir die Tatigkeit bei den
Arbaki noch zu jung gewesen sei und sich den Taliban, die auch junge Manner rekrutieren wirden, nicht habe
anschlieBen wollen, sei ihm nur die Flucht geblieben. Nachgefragt gab der Beschwerdeflhrer an, dass er die Taliban
zwar Ofters gesehen, nie aber persénlichen Kontakt mit ihnen gehabt habe. Die Taliban hatten aber ein paar Mal bei
der Mutter des Beschwerdeflihrers nach diesem gefragt. Der Beschwerdeflhrer sei in zweifacher Hinsicht gefahrdet,
namlich zum einen, weil er die Zusammenarbeit mit diesen verweigere, und zum anderen, weil er einer Familie
angehore, von der zwei Mitglieder fur die Arbaki und gegen die Taliban kampften.

Am Schluss der Verhandlung verkiindete der erkennende Richter das im Spruch wiedergegebene Erkenntnis.

8. Am 28.10.2020 beantragte die belangte Behorde eine Ausfertigung des am 27.10.2020 verkiindeten Erkenntnisses
gemal § 29 Abs. 4 VWGVG.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen
1.1. Zur Person des Beschwerdefuhrers und zu dessen Fluchtgriinden:

Der Beschwerdefuhrer ist afghanischer Staatsbirger und gehdrt der Volksgruppe der Paschtunen und der
sunnitischen Religionsgemeinschaft an. Er stammt aus der Provinz Kapisa.

Die Kernfamilie des Beschwerdefiihrers - dessen Eltern und ein ca. 27 Jahre alter Bruder - lebt nach wie vor in
Afghanistan. Der Vater des Beschwerdeflihrers und dessen Bruder sind seit einigen Jahren fir die lokale Dorfmiliz, die
Arbaki, tatig. Diese Gruppierung wird von der afghanischen Regierung im Kampf gegen die Taliban sowohl mit Waffen
als auch finanziell unterstutzt.

Die Taliban haben wahrend der Zeit, als sich der Beschwerdefiihrer noch in Afghanistan aufgehalten hatte, mehrere
Versuche unternommen, diesen flr ihre Zwecke zu rekrutieren.

Der BeschwerdeflUhrer ist aufgrund seiner Weigerung, sich den Taliban anzuschlieBen bzw. fur diese tatig zu sein und
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aufgrund der Tatigkeit zweier naher Familienangehdriger fur die lokale Dorfmiliz Arbaki in das Blickfeld der Taliban
geraten, weil diese ihm eine gegen die Taliban gerichtete politische Gesinnung unterstellen. Im Falle einer Rickkehr
droht ihm in ganz Afghanistan Verfolgung durch die Taliban mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit.

Fur den BeschwerdeflUhrer besteht in Afghanistan keine innerstaatliche Fluchtalternative.
Der Beschwerdefiihrer ist in Osterreich strafrechtlich unbescholten.
1.2. Zur aktuellen Lage in Afghanistan:

Aus dem Landerinformationsblatt der Staatendokumentation zu Afghanistan, zuletzt gesamtaktualisiert am 13.11.2019
und mit der zuletzt eingeflgten Kurzinformation vom 18.05.2020, wird auszugsweise und beschrankt auf die
relevanten Abschnitte wie folgt angefihrt:

1.2.1. Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind. Auf einer Flache von ca. 632.000
Quadratkilometern leben ca. 32 Millionen Menschen (LIB, Kapitel 2).

Die Sicherheitslage in Afghanistan bleibt insgesamt volatil und weist starke regionale Unterschiede auf. Provinzen und
Distrikten mit aktiven Kampfhandlungen stehen andere gegenuber, in denen die Lage trotz punktueller
Sicherheitsvorfalle vergleichsweise stabil ist. Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle tber Kabul, groRere
Bevolkerungszentren, Transitrouten, Provinzhauptstadte und den Grof3teil der Distriktzentren (LIB, Kapitel 3). Die
Hauptlast einer unsicheren Sicherheitslage in der jeweiligen Region tragt die Zivilbevolkerung (UNHCR, Kapitel II. B).

Fir die Sicherheit in Afghanistan sind verschiedene Organisationseinheiten der afghanischen Regierungsbehérden
verantwortlich. Die Afghan National Defense and Security Forces (ANDSF) umfassen militarische, polizeiliche und
andere Sicherheitskrafte. Das Innenministerium ist primar fir die interne Ordnung zustandig, dazu zahlt auch die
Afghan National Police (ANP) und die Afghan Local Police (ALP). Die Afghan National Army (ANA) ist fir die externe
Sicherheit verantwortlich, dennoch besteht ihre Hauptaufgabe darin, den Aufstand im Land zu bekampfen. Die ANP
gewahrleistet die zivile Ordnung und bekampft Korruption sowie die Produktion und den Schmuggel von Drogen. Der
Fokus der ANP liegt derzeit in der Bekampfung von Aufstandischen gemeinsam mit der ANA. Die ALP wird durch die
USA finanziert und schitzt die Bevolkerung in Dérfern und landlichen Gebieten vor Angriffen durch Aufstandische (LIB,
Kapitel 5).

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv, welche eine Bedrohung fur die
gesamte regionale Sicherheit und Stabilitat in Afghanistan darstellen. Eine Bedrohung fur Zivilisten geht insbesondere
von Kampfhandlungen zwischen den Konfliktparteien sowie improvisierten Sprengkorpern, Selbstmordanschlagen
und Angriffen auf staatliche Einrichtungen und gegen Glaubige und Kultstatten bzw. religiose Minderheiten aus (LIB,
Kapitel 3).

1.2.2. Allgemeine Wirtschaftslage

Afghanistan ist nach wie vor eines der armsten Lander der Welt und stark von internationalen Hilfsgeldern abhangig.
Dabei bleibt das Gefdlle zwischen urbanen Zentren und landlichen Gebieten Afghanistans eklatant. Lebensgrundlage
far rund 80% der Bevolkerung ist die Landwirtschaft (LIB, Kapitel 21).

Der Zugang zum Arbeitsmarkt ist angespannt und die Arbeitslosigkeit ist hoch. Persdnliche Kontakte, Empfehlungen
sowie ein Netzwerk sind wichtig um einen Job zu finden. Arbeitgeber bewerten persdnliche Beziehungen und
Netzwerke hoher als formelle Qualifikationen. Fahigkeiten, die sich Rickkehrer im Ausland angeeignet haben, kénnen
eine wichtige Rolle bei der Arbeitsplatzsuche spielen. Der afghanische Arbeitsmarkt ist durch eine starke Dominanz des
Agrarsektors, eine Unterreprasentation von Frauen und relativ wenigen Médglichkeiten fir junge Menschen
gekennzeichnet. Ebenso korreliert ein Mangel an Bildung mit Armut, wobei ein niedriges Bildungsniveau und
Analphabetismus immer noch weit verbreitet sind. In Afghanistan existiert keine finanzielle oder sonstige
Unterstlitzung bei Arbeitslosigkeit (LIB, Kapitel 21).

In den Jahren 2016-2017 lebten 54,5% der Bevolkerung unterhalb der nationalen Armutsgrenze. Immer mehr
Menschen greifen auf negative Bewaltigungsmechanismen wie Kleinkriminalitat, Kinderehen, Kinderarbeit und Betteln
zurlick, von denen insbesondere Binnenvertriebene betroffen sind. Der Zugang zu einer produktiven oder

entgeltlichen Beschaftigung ist begrenzt, 80% der Beschaftigung gelten als anfallig und unsicher in Form von Selbst-



oder Eigenbeschaftigung, Tagarbeit oder unbezahlter Arbeit. Der saisonale Effekt ist erheblich. Die Arbeitslosenquote
ist in den Fruhlings- und Sommermonaten relativ niedrig (rund 20%), wahrend sie im Winter 32,5% erreichen kann
(EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

In Afghanistan gibt es neben der Zentralbank auch mehrere kommerzielle Banken. Es ist mittlerweile auch relativ
einfach, in Afghanistan ein Bankkonto zu er&ffnen. Geld kann auch Uber das Hawala System (Form des Geldtausches)
transferiert werden. Dieses Systemfunktioniert schnell, zuverldssig und gunstig. Spezielle Dokumente sind nicht
notwendig und der Geldtransfer ist weltweit mdglich und wird von verschiedenen Bevélkerungsschichten verwendet
(LIB, Kapitel 21).

Im Zeitraum von 2016 bis 2017 waren 44,6% der afghanischen Bevdlkerung sehr stark bis maRig von
Lebensmittelunsicherheit betroffen. In allen Wohnbevélkerungsgruppen war seit 2011 ein Anstieg festzustellen, wobei
der hochste Anstieg in den landlichen Gebieten zu verzeichnen war (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

Afghanistans jahrliche Wachstumsrate der stadtischen Bevélkerung gehort zu den hdchsten der Welt. Kabul war das
Zentrum des Wachstums, und der Rest der stadtischen Bevolkerung konzentriert sich hauptsachlich auf vier andere
Stadtregionen: Herat, Mazar-e Sharif, Kandahar und Jalalabad. Die groRe Mehrheit (72%, basierend auf ALCS-Zahlen fir
2016-2017) der afghanischen Stadtbevdlkerung lebt in Slums oder in ungentgenden Wohnungen. 86% der stadtischen
Hauser in Afghanistan kénnen (gemals der Definition von UN-Habitat) als Slums eingestuft werden. Der Zugang zu
angemessenem Wohnraum stellt fiir die Mehrheit der Afghanen in den Stadten eine groRe Herausforderung dar
(EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

In den Stadten besteht grundsatzlich die Moglichkeit, sicheren Wohnraum zu mieten. DarUber hinaus bietet die Stadte
die Moglichkeit von ,Teehdusern”, die mit 30 Afghani (das sind ca. € 0,35) bis 100 Afghani (das sind ca. € 1,20) pro
Nacht relativ ginstig sind. ,Teehduser” werden von Reisenden, Tagesarbeitern, Strallenhandlern, jungen Menschen,
alleinstehenden Mannern und anderen Personen, die in der Gegend keine standige Unterkunft haben, als
vorubergehende Unterkunft genutzt (EASO, Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

Der Zugang zu sauberem Trinkwasser sowie angemessenen sanitdren Einrichtungen hat sich in den letzten Jahren
erheblich verbessert. Der Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen, wie Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung, war in den Stadten im Allgemeinen besser als auf dem Land. Der Zugang zu Trinkwasser ist fur
viele Afghanen jedoch nach wie vor ein Problem, und die sanitdren Einrichtungen sind weiterhin schlecht (EASO,
Kapitel Common analysis: Afghanistan, V).

1.2.3. Zur aktuellen Lage hinsichtlich Covid-19:

In 30 der 34 Provinzen Afghanistans wurden mittlerweile COVID-19-Falle registriert (NYT 22.4.2020). Nachbarlander von
Afghanistan, wie China, Iran und Pakistan, zahlen zu jenen Landern, die von COVID-19 besonders betroffen waren bzw.
nach wie vor sind. Dennoch ist die Anzahl, der mit COVID-19 infizierten Personen relativ niedrig (AnA 21.4.2020).
COVID-19 Verdachtsfalle kdnnen in Afghanistan aufgrund von Kapazitatsproblemen bei Tests nicht Uberprift werden -
was von afghanischer Seite bestatigt wird (DW 22.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; NYT 22.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Auch
wird die Dunkelziffer von afghanischen Beamten hdher geschatzt (WP 20.4.2020). In Afghanistan kénnen derzeit taglich
500 bis 700 Personen getestet werden. Diese Kapazitdten sollen in den kommenden Wochen auf 2.000 Personen
taglich erhdéht werden (WP 20.4.2020). Die Regierung bemuht sich noch weitere Testkits zu besorgen - was Angesicht
der derzeitigen Nachfrage weltweit, eine Herausforderung ist (DW 22.4.2020).

Landesweit konnen - mit Hilfe der Vereinten Nationen - in acht Einrichtungen COVID-19-Testungen durchgefiihrt
werden (WP 20.4.2020). Auch haben begrenzte Laborkapazitdten und -ausrlstung einige Einrichtungen dazu
gezwungen, Testungen voribergehend einzustellen (WP 20.4.2020). Unter anderem kénnen COVID-19-Verdachtsfalle in
Einrichtungen folgender Provinzen Uberpruft werden: Kabul, Herat, Nangarhar (TN 30.3.2020) und Kandahar. COVID-19
Proben aus angrenzenden Provinzen wie Helmand, Uruzgan und Zabul werden ebenso an die Einrichtung in Kandahar
Ubermittelt (TN 7.4.2020a).

Jahrzehntelange Konflikte in Afghanistan machen das Land anfallig fur den Ausbruch von Krankheiten: nach wie vor ist
Polio dort endemisch (als eines von drei Landern weltweit) (WP 20.4.2020) auRerdem ist das Gesundheitssystem fragil
(AnA 21.4.2020; vgl. QA 16.4.2020; ARZ KBL 7.5.2020). Beispielsweise mangelt es an adaquaten Medikamenten fir
Patient/innen, die an COVID-19 erkrankt sind. Jedoch sind die wenigen Medikamente, die hierfur zur Verfigung stehen,



kostenfrei (ARZ KBL 7.5.2020). Der landesweite Mangel an COVID-19-Testkits sowie an Isolations- und
Behandlungseinrichtungen verdeutlichen diese Herausforderung (AnA 21.4.2020; vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Landesweit
stehen 10.400 Krankenhausbetten (BBC 9.4.2020) und 300 Beatmungsgerate zur Verfugung (TN 8.4.2020; vgl. DW
22.4.2020; QA 16.4.2020). 300 weitere Beatmungsgerate plant die afghanische Regierung zu besorgen. Weiters mangelt
es an geschultem Personal, um diese medizinischen Gerate in Afghanistan zu bedienen und zu warten (DW 22.4.2020;
vgl. ARZ KBL 7.5.2020). Engpdsse bestehen bei den PPE (personal protective equipment), personlichen
Schutzausristungen fur medizinisches Personal; auBerdem wird mehr fachliches Personal benétigt, um Patient/innen
auf den Intensivstationen zu betreuen (ARZ KBL 7.5.2020).

Aufgrund der Nahe zum Iran gilt die Stadt Herat als der COVID-19-Hotspot Afghanistans (DW 22.4.2020; vgl. NYT
22.4.2020); dort wurde namlich die hdéchste Anzahl bestatigter COVID-19-Félle registriert (TN 7.4.2020b; vgl. DW
22.4.2020). Auch hat sich dort die Anzahl positiver Falle unter dem Gesundheitspersonal verstarkt. Mitarbeiter/innen
des Gesundheitswesens berichten von fehlender Schutzausristung - die Provinzdirektion bestatigte dies und erklartes
mit langwierigen Beschaffungsprozessen (TN 7.4.2020b). Betten, Schutzausristungen, Beatmungsgerdte und
Medikamente wurden bereits bestellt - jedoch ist unklar, wann die Krankenhduser diese Dinge tatsachlich erhalten
werden (NYT 22.4.2020). Die Provinz Herat verflgt Uber drei Gesundheitseinrichtungen fir COVID-19-Patient/innen.
Zwei davon wurden erst vor kurzem errichtet; diese sind fur Patient/innen mit leichten Symptomen bzw.
Verdachtsfallen des COVID-19 bestimmt. Patient/innen mit schweren Symptomen hingegen, werden in das
Regionalkrankenhaus von Herat, welches einige Kilometer vom Zentrum der Provinz entfernt liegt, eingeliefert (TN
7.4.2020b). In Hokerat wird die Anzahl der Beatmungsgerate auf nur 10 bis 12 Stlck geschatzt (BBC 9.4.2020; vgl. TN
8.4.2020).

Beispiele fir MalRinahmen der afghanischen Regierung

Eine Reihe afghanischer Stadte wurde abgesperrt (WP 20.4.2020), wie z.B. Kabul, Herat und Kandahar (TG 1.4.2020a).
Zusatzlich wurde der o&ffentliche und kommerzielle Verkehr zwischen den Provinzen gestoppt (WP 20.4.2020).
Beispielsweise durfen sich in der Stadt Kabul nur noch medizinisches Personal, Béacker, Journalist/innen,
(Nahrungsmittel)Verkaufer/innen und Beschéftigte im Telekommunikationsbereich bewegen. Der Kabuler
Burgermeister warnte vor "harten MaBnahmen" der Regierung, die ergriffen werden, sollten sich die Einwohner/innen
in Kabul nicht an die Anordnungen halten, unnétige Bewegungen innerhalb der Stadt zu stoppen. Die Sicherheitskrafte
sind beauftragt zu handeln, um die Beschrankung umzusetzen (TN 9.4.2020a).

Mehr als die Halfte der afghanischen Bevdlkerung lebt unterhalb der Armutsgrenze (WP 22.4.2020): Aufgrund der
MalRinahmen sorgen sich zehntausende Tageléhner in Kabul und Herat um ihre Existenz. UNICEF zufolge arbeiten
allein in Kabul mindestens 60.000 Kinder, um das Familieneinkommen zu ersetzen (TG 1.4.2020). Offiziellen
Schatzungen zufolge kénnen z.B. in Herat-Stadt 150.000 Tagel6hner aufgrund des Lockdowns nicht arbeiten und
haben somit kein Einkommen. Weil es in Herat an Ressourcen mangelt, um Hunderttausende zu erndhren, nimmt die
Bevolkerung die Bedrohung durch das Virus nicht ernst. Zwar hat die Bevolkerung anfangs grof3zligig gespendet, aber
auch diese Spenden werden weniger, nachdem die langfristigen wirtschaftlichen Auswirkungen auf Unternehmen
sichtbar werden (NYT 22.4.2020).

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die International Organization for Migration (IOM) unterstitzen das
afghanische Ministerium fur offentliche Gesundheit (MOPH) (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020); die WHO bt
eine beratende Funktion aus und unterstitzt die afghanische Regierung in vier unterschiedlichen Bereichen wahrend
der COVID-19-Krise (WHO MIT 10.5.2020): 1. Koordination; 2. Kommunikation innerhalb der Gemeinschaften 3.
Monitoring (durch eigens dafur eingerichtete Einheiten - speziell was die Situation von Ruckkehrer/innen an den
GrenzUbergangen und deren weitere Bewegungen betrifft) und 4. Kontrollen an Einreisepunkten - an den 4
internationalen Flughifen sowie 13 Grenziibergingen werden medizinische Kontroll- und Uberwachungsaktivitaten
durchgefihrt (WHO MIT 10.5.2020; vgl. IOM 11.5.2020).

Taliban und COVID-19

Ein Talibansprecher verlautbarte, dass die Taliban den Konflikt pausieren kénnten, um Gesundheitsbehdrden zu
erlauben, in einem von ihnen kontrollierten Gebiet zu arbeiten, wenn COVID-19 dort ausbrechen sollte (TN 2.4.2020;
vgl. TD 2.4.2020). In der nordlichen Provinz Kunduz, hatten die Taliban eine Gesundheitskommission gegrindet, die
direkt in den Gemeinden das o6ffentliche Bewusstsein hinsichtlich des Virus starkt. Auch sollen Quarantdnezentren



eingerichtet worden sein, in denen COVID-19-Verdachtsfdlle untergebracht wurden. Die Taliban hatten sowohl
Schutzhandschuhe, als auch Masken und Broschilren verteilt; auch wirden sie jene, die aus anderen Gebieten
kommen, auf COVID-19 testen (TD 2.4.2020). Auch in anderen Gebieten des Landes, wie in Baghlan, wird die
Bevolkerung im Rahmen einer Informationsveranstaltung in der Moschee Uber COVID-19 informiert. Wie in der Provinz
Kunduz, versorgen die Taliban die Menschen mit (Schutz)material, helfen Entwicklungshelfern dabei zu jenen zu
gelangen, die in Taliban kontrollierten Gebieten leben und bieten sichere Wege zu Hilfsorganisationen, an (UD
13.3.2020).

Der Umgang der Taliban mit der jetzigen Ausnahmesituation wirft ein Schlaglicht auf den Modus Operandi der Truppe.
Um sich die Afghanen in den von ihnen kontrollierten Gebieten gewogen zu halten, setzen die Taliban auf Volksnahe.
Durch die Prasenz vor Ort machten die Islamisten das Manko wett, dass sie kein Geld hatten, um COVID-19
medizinisch viel entgegenzusetzen: Die Taliban kénnen Pravention betreiben, behandeln kénnen sie Erkrankte nicht
(NZZ 7.4.2020).

Aktuelle Informationen zu Rickkehrprojekten

IOM Osterreich unterstiitzt auch derzeit Riickkehrer/innen im Rahmen der freiwilligen Rickkehr. Aufgrund des stark
reduzierten Flugbetriebs ist die Rickkehr seit April 2020 nur in sehr wenige Lander tatsachlich mdglich. Neben der
Reiseorganisation bietet IOM Osterreich dabei, wie bekannt, Unterstiitzung bei der Ausreise am Flughafen Wien
Schwechat an (IOM AUT 18.5.2020).

IOM Osterreich bietet derzeit, aufgrund der COVID-19-Lage, folgende Aktivititen an:
Qualitatssicherung in der Rickkehrberatung (Erarbeitung von Leitfaden und Trainings)

Unterstutzung bei der freiwilligen Rickkehr und Reintegration im Rahmen der vorhandenen Mdoglichkeiten (Virtuelle
Beratung, Austausch mit Rickkehrberatungseinrichtungen und Behdrden, Monitoring der Reisemdglichkeiten) (IOM
AUT 18.5.2020).

Das Projekt RESTART Il - Unterstitzung des Osterreichischen Ruckkehrsystems und der Reintegration freiwilliger
Ruckkehrer/innen in Afghanistan” wird bereits umgesetzt. Derzeit arbeiten die dsterreichischen IOM-Mitarbeiter/innen
vorwiegend an der ersten Komponente (Unterstitzung des 0&sterreichischen Ruckkehrsystems) und erarbeiten
Leitfaden und Trainingsinhalte. Die Unterstltzung der freiwilligen Ruckkehr nach Afghanistan ist derzeit aufgrund
fehlender Flugverbindungen nicht moglich. IOM beobachtet die Situation und steht diesbeziglich in engem Austausch
mit den zustandigen Ruckkehrberatungseinrichtungen und den &sterreichischen Behdérden (IOM AUT 18.5.2020)

Mit Stand 18.5.2020, sind im laufenden Jahr bereits 19 Projektteilnehmer/innen nach Afghanistan zurickgekehrt. Mit
ihnen, als auch mit potenziellen Projektteilnehmer/innen, welche sich noch in Osterreich befinden, steht IOM
Osterreich in Kontakt und bietet Beratung/Information Gber virtuelle Kommunikationswege an (IOM AUT 18.5.2020).

Informationen von IOM Kabul zufolge, sind IOM-Ruckkehrprojekte mit Stand 13.5.2020 auch weiterhin in Afghanistan
operativ (IOM KBL 13.5.2020).

1.2.4. Allgemeine Menschenrechtslage

Im Bereich der Menschenrechte hat Afghanistan unter schwierigen Umstanden Fortschritte gemacht. Inzwischen ist
eine selbstbewusste neue Generation von Afghaninnen und Afghanen herangewachsen, die sich politisch, kulturell
und sozial engagiert und der Zivilgesellschaft eine starkere Stimme verleiht. Diese Fortschritte erreichen aber nach wie
vor nicht alle Landesteile und sind auBerhalb der Stadte auch gegen willkirliche Entscheidungen von Amtstragern und
Richtern sowie Einflussnahme ortlicher Machteliten nur schwer durchzusetzen. Die afghanische Regierung ist nicht in
der Lage, die durch die afghanische Verfassung und einschlagige volkerrechtliche Vertrage garantierten
Menschenrechte vollumfanglich umzusetzen und zu gewahrleisten (LIB, Kapitel 11).

Menschenrechtsverletzungen an der Zivilbevélkerung finden nach wie vor in allen Teilen des Landes und unabhangig
davon statt, wer die betroffenen Gebiete tatsachlich kontrolliert (UNHCR, Kapitel II. C. 1).

Die Fahigkeit der Regierung, Menschenrechte zu schitzen, wird durch die Unsicherheit und zahlreiche Angriffe durch
regierungsfeindliche Krafte untergraben. Insbesondere landliche und instabile Gebiete leiden unter einem allgemein
schwachen férmlichen Justizsystem, das unfahig ist, Zivil- und Strafverfahren effektiv und zuverlassig zu entscheiden
(UNHCR, Kapitel II. C. 2).



1.2.5. Regierungsfeindliche Gruppierungen

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Haqggani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (LIB, Kapitel
2).

Taliban:

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken,
Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschlie3lich Schiiten) gibt. In einigen nérdlichen Gebieten
bestehen die Taliban bereits Gberwiegend aus Nicht-Paschtunen, da sie innerhalb der lokalen Bevoélkerung rekrutieren
(LIB, Kapitel 2).

Die Gesamtstarke der Taliban betrug im Jahr 2017 Gber 200.000 Personen, darunter ca. 150.000 Kampfer, davon rund
60.000 Vollzeitkampfer mobiler Einheiten und der Rest ist Teil der lokalen Milizen. Die Taliban betreiben Trainingslager
in Afghanistan (LIB, Kapitel 2).

Zwischen 01.12.2018 und 31.05.2019 haben die Talibanaufstandischen mehr Angriffe ausgefuhrt, als in der
Vergangenheit Ublich, trotzdem war die Gesamtzahl effektiver feindlicher Angriffe stark rucklaufig. Diese Angriffe
hatten hauptsachlich militdrische AuBenposten und Kontrollpunkte sowie andere schlecht verteidigte ANDSF-Posten
zum Ziel - die Taliban beschranken ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und afghanische und internationale
Sicherheitskrafte (LIB, Kapitel 2).

Die Taliban haben eine Vielzahl von Personen ins Visier ggnommen, die sich ihrer Meinung nach "fehlverhalten", unter
anderem Angehdrige der afghanischen Sicherheitskrafte jeden Ranges, oder Regierungsbeamte und Mitarbeiter
westlicher und anderer ,feindlicher” Regierungen, Kollaborateure oder Auftragnehmer der afghanischen Regierung
oder des auslandischen Militars, oder Dolmetscher, die fir feindliche Lander arbeiten. Die Taliban bieten diesen
Personen grundsatzlich die Méglichkeit an, Reue und den Willen zur Wiedergutmachung zu zeigen. Die Chance zu
bereuen, ist ein wesentlicher Aspekt der Einschichterungstaktik der Taliban und dahinter steht hauptsachlich der
folgende Gedanke: das Funktionieren der Kabuler Regierung ohne Ubermaliiges Blutvergiel3en zu unterminieren und
Personen durch Kooperationen an die Taliban zu binden. Diese Personen kénnen einer ,Verurteilung” durch die
Taliban entgehen, indem sie ihre vermeintlich ,feindseligen” Tatigkeiten nach einer Verwarnung einstellen. (Landinfo 1,
Kapitel 4)

1.2.6. Rekrutierung durch die Taliban

Menschen schlielRen sich den Taliban zum einen aus materiellen und wirtschaftlichen Grinden zum anderen aus
kulturellen und religidsen Grinden an. Die Rekruten sind durch Armut, fehlende Chancen und die Tatsache, dass die
Taliban relativ gute Lohne bieten, motiviert. Es spielt auch die Vorstellung, dass die Behérden und die internationale
Gemeinschaft den Islam und die traditionellen Standards nicht respektieren wirden, eine zentrale Rolle, wobei sich
die Motive Uberschneiden. Bei Elitetruppen sind beide Parameter stark ausgepragt. Sympathisanten der Taliban sind
Einzelpersonen und Gruppen, vielfach junger Manner, deren Motiv der Wunsch nach Rache, Heldentum gepaart mit
religiosen und wirtschaftlichen Grinden sind (Landinfo 2, Kapitel 4.1). Die Billigung der Taliban in der Bevélkerung ist
nicht durch religiose Radikalisierung bedingt, sondern Ausdruck der Unzufriedenheit Uber Korruption und
Misswirtschaft (Landinfo 2, Kapitel 4.1.1).

Die Taliban sind aktiver als bisher bemuht, Personen mit militdrischem Hintergrund sowie mit militdrischen
Fertigkeiten zu rekrutieren. Die Taliban versuchen daher das Personal der afghanischen Sicherheitskrafte auf ihre Seite
zu ziehen. Da ein Schwerpunkt auf militarisches Wissen und Erfahrungen gelegt wird, ist mit einem Anstieg des
Durchschnittsalters zu rechnen Landinfo 2, Kapitel 3). Durch das Anwerben von Personen mit militdrischem
Hintergrund bzw. von Mitgliedern der Sicherheitskrafte erhalten Taliban Waffen, Uniformen und Wissen Uber die
Sicherheitskrafte. Auch Personen die Uber Knowhow und Qualifikationen verfiigen (z.B. Reparatur von Waffen), kénnen
von Interesse fur die Taliban sein (Landinfo 2, Kapitel 5.1).

Die Mehrheit der Taliban sind Paschtunen. Die Rekrutierung aus anderen ethnischen Gruppen ist weniger tGblich. Um
eine breitere AuBenwirkung zu bekommen, mochte die Talibanfihrung eine starkere multiethnische Bewegung
entwickeln. Die Zahl der mobilisierten Hazara ist unerheblich, nur wenige Kommandanten der Hazara sind mit Taliban



verblindet. Es ist fur die Taliban wichtig sich auf die Rekruten verlassen zu kdnnen (Landinfo 2, Kapitel 3.3).

Die Taliban waren mit ihrer Expansion noch nicht gendtigt Zwangsmalinahmen zur Rekrutierung anzuwenden.
Zwangsrekrutierung ist noch kein herausragendes Merkmal fur den Konflikt. Die Taliban bedienen sich nur sehr
vereinzelt der Zwangsrekrutierung, indem sie mannliche Dorfbewohner in von ihnen kontrollierten Gebieten, die mit
der Sache nicht sympathisieren, zwingen, als Lastentrager zu dienen (Landinfo 2, Kapitel 5.1). Die Taliban betreiben
eine Zwangsrekrutierung nicht automatisch. Personen die sich gegen die Rekrutierung wehren, werden keine
rechtsverletzenden Sanktionen angedroht. Eine auf Zwang beruhende Mobilisierungspraxis steht auch den im
Pashtunwali (Rechts- und Ehrenkodex der Paschtunen) enthaltenen fundamentalen Werten von Familie, Freiheit und
Gleichheit entgegen. Es kommt nur in Ausnahmefdllen und nur in sehr beschranktem AusmaR zu unmittelbaren
Zwangsrekrutierungen durch die Taliban. Die Taliban haben ausreichend Zugriff zu freiwilligen Rekruten. Zudem ist es
schwierig einen Afghanen zu zwingen, gegen seinen Willen gegen jemanden oder etwas zu kampfen (Landinfo 2,
Kapitel 5.1).

Im Kontext Afghanistans verlauft die Grenze zwischen Jungen und Mann flieBend. Ausschlaggebend fir diese
Beurteilung sind Faktoren wie Pubertdt, Bartwuchs, Mut, Unabhangigkeit, Starke und die Fahigkeit die erweiterte
Familie zu reprasentieren. Der Familiendlteste ist das Oberhaupt, absolute Loyalitdt gegenlber getroffenen
Entscheidungen wird vorausgesetzt. Kinder unterstehen der Obrigkeit der erweiterten Familie. Es stinde im
Widerspruch mit der afghanischen Kultur, wiirde man Kinder gegen den Wunsch der Familie und ohne entsprechende
Entscheidung des Familienverbandes aus dem Familienverband ,herausldsen” (Landinfo 2, Kapitel 6).

1.2.7. Provinz Kapisa

Die Provinz Kapisa liegt im zentralen Osten Afghanistans, umgeben von den Provinzen Panjshir im Norden, Laghman
im Osten, Kabul im Stden und Parwan im Westen (UNOCHA 4.2014). Kapisa ist in die folgenden Distrikte unterteilt:
Alasai, Hissa-e-Awali Kohistan, Hissa-e-Duwumi Kohistan, Koh Band, Mahmood Ragq;i, Nijrab und Tagab. Mahmood Raqi
ist die Provinzhauptstadt von Kapisa (CSO 2019; vgl. IEC 2018).

Die afghanische zentrale Statistikorganisation (CSO) schatzte die Bevdlkerung von Kapisa fur den Zeitraum 2019-20 auf
479.875 Personen (CSO 2019). Die wichtigsten ethnischen Gruppen in Kapisa sind Tadschiken, Paschtunen und
Nuristani (FP 11.11.2014; vgl. NPS 0.D.), wobei die Tadschiken als grof3te Einzelgruppe hauptséachlich im nérdlichen Teil
der Provinz leben (AAN 6.4.2015).

Eine Hauptstral3e verbindet die Provinzhauptstadt Mahmood Ragi mit Kabul (iMMAP 19.9.2017).

Laut UNODC Opium Survey 2018 gehdrte Kapisa 2018 nicht zu den zehn wichtigsten afghanischen Provinzen, die
Schlafmohn anbauen. Die GroRRe der Anbauflache verringerte sich 2018 im Vergleich zu 2017 um 60%. Schlafmohn
wurde hauptsachlich in den Distrikten Tagab und Alasai angebaut (UNODC/MCN 11.2018).

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure

Kapisa hat strategische Bedeutung: fur Aufstdndische ist es einfach, die Provinzhauptstadt von Kapisa und die
benachbarten Provinzen zu erreichen (AAN 24.4.2012). Die Taliban sind in entlegeneren Distrikten der Provinz aktiv
und versuchen oft, terroristische Aktivitaten gegen die Regierung oder Sicherheitskrafte durchzufihren (KP 23.5.2019);
wie z.B. im zentral gelegenen Distrikt Nijrab (AN 21.5.2019). Im Marz 2019 konnten sie beispielsweise drei Dorfer -
Afghania, Pachaghan und Ghin Dara - in Kapisa erobern (AT 24.3.2019).

Aufseiten der Regierungskrafte liegt Kapisa in der Verantwortung des 201. ANA Corps (USDOD 6.2019; vgl. FRP
5.1.2019), das der NATO-Mission Train, Advise, and Assist Command - East (TAAC-E) untersteht, welche von US-
amerikanischen und polnischen Streitkraften geleitet wird (USDOD 6.2019).

Im Jahr 2019 dokumentierte UNAMA 124 zivile Opfer (49 Tote und 75 Verletzte) in der Provinz Kapisa. Dies entspricht
einem Rickgang von 11% gegenlber 2018. Die Hauptursache fiir die Opfer waren Kampfe am Boden, gefolgt von
improvisierten Sprengkdérpern (improvised explosive devices, IEDs; ohne Selbstmordattentate) und Luftangriffe
(UNAMA 2.2020).

Kapisa zahlt zu den relativ volatilen Provinzen (KP 23.5.2019; vgl. KP 29.4.2019). Die Regierungstruppen fuhren, teils mit
Unterstltzung der USA, regelmaRig Operationen in Kapisa durch (z.B. KP 29.6.2019; KP 12.6.2019; MENAFN 8.5.2019;
KP 29.4.2019; FRP 5.1.2019; PAJ 2.1.2019; PAJ 6.12.2018; X1 1.12.2018; PAJ 26.11.2018; NYT 26.9.2018; RFE/RL 21.4.2018;



AA 11.3.2018; PAJ 6.3.2018; KP 1.3.2018). Auch werden Luftangriffe ausgefiihrt (PAJ 26.11.2018; UNAMA 25.9.2019, CC
27.7.2018) - in manchen Fallen werden dabei auch hochrangige Taliban getétet (CC 27.7.2018) oder Dérfer von den
Taliban zurtckerobert (PAJ 18.1.2019). Immer wieder kommt es zu bewaffneten Zusammenstélien zwischen Taliban
und afghanischen Sicherheitskraften (Xl 14.8.2019; vgl. FRP 5.1.2019).

1.2.8. Sicherheitskrafte

Die afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskrafte (ANDSF - Afghan National Defense and Security
Forces) umfassen militarische, polizeiliche und andere Sicherheitskrafte (CIA 13.5.2019).

Drei Ministerien verantworten die Sicherheit in Afghanistan: Das afghanische Innenministerium (Afghanistan’s Ministry
of Interior - Mol), das Verteidigungsministerium (Ministry of Defense - MoD) und der afghanische Geheimdienst (NDS).
Das Innenministerium ist primar fur die interne Ordnung zustandig, dazu zahlt auch die ANP (Afghan National Police)
und die ALP (Afghan Local Police). Die ANA untersteht dem Verteidigungsministerium und ist fur die externe Sicherheit
zustandig, ihre primare Aufgabe ist jedoch die Bekampfung der Aufstandischen innerhalb Afghanistans. Das National
Directorate of Security (NDS) fungiert als Geheimdienst und ist auch fur die Untersuchung von Kriminalfallen
zustandig, welche die nationale Sicherheit betreffen. Die Ermittlungsabteilung des NDS betreibt ein
Untersuchungsgefangnis in Kabul (USDOS 11.3.2020). Die afghanischen Sicherheitskrafte werden teilweise von US-
amerikanische bzw. Koalitionskrafte unterstitzt (USDOD 12.2018).

Die autorisierte Truppenstarke der ANDSF wird mit 382.000 beziffert. Die autorisierte Starke des MoD betragt 227.103
Mann, wahrend die autorisierte Starke des Mol 154.626 betragt. Die ALP zahlt mit einer Starke von 30.000 Leuten als
eigenstandige Einheit (USDOD 12.2019). Die zugewiesene (tatsachliche) Truppenstarke der ANDSF soll jedoch nur
272,807 betragen. Die Truppenstarke ist somit seit dem Beginn der RS-Mission im Janner 2015 stetig gesunken. Der
Ruckgang an Personal wird allerdings auf die Einfihrung eines neuen Systems zur Gehaltsauszahlung zurtickgefihrt,
welches die Zahlung von Gehdéltern an nichtexistierende Soldaten verhindern soll (SIGAR 30.1.2010; vgl. SIGAR
30.7.2019; NYT 12.8.2019). Gewisse Daten wie z.B. die Truppenstarke einzelner Einheiten werden teilweise nicht mehr
publiziert (USDOD 30.1.2020).

Die Anzahl der in der ANDSF dienenden Frauen hat sich erhoht (USDOD 12.2019). Nichtsdestotrotz bestehen nach wie
vor strukturelle und kulturelle Herausforderungen, um Frauen in die ANDSF und die afghanische Gesellschaft zu
integrieren (USDOD 6.2019). Die derzeitige Anzahl an Frauen, die in der ANA und der ANP dienen, betragt etwa 4.484
sowie 432 Frauen, die in zivilen Bereichen tatig sind (USDOD 12.2019).

Afghanische Nationalarmee (ANA)

Die ANA ist fur die externe Sicherheit verantwortlich, dennoch besteht ihre Hauptaufgabe darin, den Aufstand im Land
zu bekampfen (USDOS 11.3.2020). Das Verteidigungsministerium hat die Starke der ANA mit 227.103 autorisiert
(USDOD 12.2019). Soldaten, die zu Vertragsende ihren Dienst verlassen, sind etwa flr ein Viertel der monatlichen
Ausfallsquoten verantwortlich; wahrend Verluste durch Gefechte nur einen kleinen Prozentsatz der monatlichen
Ausfallsquoten ausmachen. Auch glich bei der ANA die Rate der Rekrutierungen die Ausfallsrate aus (USDOD 12.2019).

Afghan National Police (ANP) und Afghan Local Police (ALP)

Die ANP gewahrleistet die zivile Ordnung und bekdmpft Korruption sowie die Produktion und den Schmuggel von
Drogen. Auch ist sie verantwortlich fir die Sicherheit Einzelner und der Gemeinschaft sowie auch dem Schutz
gesetzlicher Rechte und Freiheiten. Der Fokus der ANP liegt derzeit in der Bekampfung von Aufstandischen gemeinsam
mit der ANA, jedoch ist es nach wie vor das Langzeitziel der ANP, sich in einen traditionellen Polizeiapparat zu
verwandeln (USDOD 12.2019).

Dem Innenministerium (Mol) unterstehen die vier Teileinheiten der ANP: Afghanische Uniformierte Polizei (AUP),
Polizei fur Offentliche Sicherheit (PSP, beinhaltet Teile der ehemaligen Afghanischen Polizei fiir Nationale Zivile
Ordnung, ANCOP), Afghan Border Police (ABP), Kriminalpolizei (AACP), Afghan Local Police (ALP), und Afghan Public
Protection Force (APPF). Das Innenministerium beaufsichtigt darUber hinaus drei Spezialeinheiten des
Polizeigeneralkommandanten (GCPSU), sowie die Polizei zur Drogenbekampfung (CNPA) (USDOD 12.2019). Der
autorisierte Personalstand der ANP betragt 124,626 (USDOD 12.2019).

Die ALP wird ausschlie3lich durch die USA finanziert (USDOD 12.2019). Die ANP rekrutiert lokal vor Ort in einer der 34
Rekrutierungsstationen in den Provinzen. Die neuen Rekruten werden zur Polizeiausbildung in eines der zehn



regionalen Ausbildungszentren entsandt. Die Polizeiausbildung besteht im Allgemeinen aus einem 8- bis 12-wdchigen
Ausbildungskurs. Neben der elementaren Polizeiausbildung mangelt es der ANP an einem institutionalisierten
Programm zur Entwicklung von FUhrungskraften - sowohl auf Distrikt-, als auch auf lokaler Ebene (USDOD 12.2019).
Die ALP untersteht dem Innenministerium, der Personalstand wird jedoch nicht den ANDSF zugerechnet (SIGAR
30.4.2019). Die Starke der ALP, deren Mitglieder auch als ,Guardians” bezeichnet werden, auf rund 30.000 Mann stark
geschatzt (USDOD 12.2019). Derzeit dienen etwa 3.077 Frauen (jene, die registriert sind und Anspruch auf ein
Grundgehalt haben) in der ANP, wobei 8.898 Stellen fir Frauen zur Verflgung stehen. Eine Rekrutierungskampagne,
die sich auf den Zuwachs weiblicher Rekruten konzentrierte, fUhrte zu positiven Ergebnissen. Zwischen Juni und
September 2019 traten zusatzlich 138 Frauen ihren Dienst bei der ANP an (USDOD 12.2019).

Resolute Support Mission

Die ,Resolute Support Mission” ist eine von der NATO geflihrte Mission, die mit 1.1.2015 ins Leben gerufen wurde.
Hauptsachlich konzentriert sie sich auf Ausbildungs-, Beratungs- und Unterstitzungsaktivitaten auf ministerieller und
Behoérdenebene sowie in héheren Rangen der Armee und Polizei. Die Personalstarke der Resolute Support Mission
betragt 16.000 Mann (durch 39 NATO-Mitglieder und andere Partner). Das Hauptquartier befindet sich in
Kabul/Bagram mit vier weiteren Niederlassungen in Mazar-e-Sharif im Norden, Herat im Westen, Kandahar im Suden
und Laghman im Osten (NATO 18.7.2018).

1.2.9. Situation fir Ruckkehrer/innen

In den ersten vier Monaten des Jahres 2019 kehrten insgesamt 63.449 Menschen nach Afghanistan zurtick. Im Jahr
2018 kamen 775.000 aus dem Iran und 46.000 aus Pakistan zuruck (LIB, Kapitel 23).

Soziale, ethnische und familidare Netzwerke sind fir einen Rickkehrer unentbehrlich. Der Grofteil der nach
Afghanistan zurtckkehrenden Personen verflugt Uber ein familidres Netzwerk, auf das in der Regel zuruckgegriffen
wird. Wegen der schlechten wirtschaftlichen Lage, den ohnehin gro3en Familienverbanden und individuellen Faktoren
ist diese Unterstitzung jedoch meistens nur tempordr und nicht immer gesichert. Neben der Familie als zentrale
Stutze der afghanischen Gesellschaft, kommen noch weitere wichtige Netzwerke zum Tragen, wie z.B. der Stamm, der
Clan und die lokale Gemeinschaft. Diese basieren auf Zugehorigkeit zu einer Ethnie, Religion oder anderen beruflichen
Netzwerken sowie politische Netzwerke usw. Ein Netzwerk ist fir das Uberleben in Afghanistan wichtig. Ein Mangel an
Netzwerken stellt eine der gréf3ten Herausforderungen fur Rickkehrer dar. Die Rolle sozialer Netzwerke - der Familie,
der Freunde und der Bekannten - ist fur junge Rlckkehrer besonders ausschlaggebend, um sich an das Leben in
Afghanistan anzupassen. Sollten diese Netzwerke im Einzelfall schwach ausgepragt sein, kann die Unterstutzung

verschiedener Organisationen und Institutionen in Afghanistan in Anspruch genommen werden (LIB, Kapitel 23).

Ruckkehrer aus dem Iran und aus Pakistan, die oft Gber Jahrzehnte in den Nachbarlandern gelebt haben und zum Teil
dort geboren wurden, sind in der Regel als solche erkennbar. Offensichtlich sind sprachliche Barrieren, von denen vor
allem Ruckkehrer aus dem Iran betroffen sind, weil sie Farsi (die iranische Landessprache) oder Dari (die afghanische
Landessprache) mit iranischem Akzent sprechen. Es gibt jedoch nicht viele Falle von Diskriminierung afghanischer
Ruckkehrer aus dem Iran und Pakistan aufgrund ihres Status als Ruckkehrer. Fast ein Viertel der afghanischen
Bevolkerung besteht aus Rickkehrern. Diskriminierung beruht in Afghanistan groRteils auf ethnischen und religiésen
Faktoren sowie auf dem Konflikt (LIB, Kapitel 23).

Ruckkehrer aus Europa oder dem westlichen Ausland werden von der afghanischen Gesellschaft haufig misstrauisch
wahrgenommen. Es sind jedoch keine Falle bekannt, in denen Ruckkehrer nachweislich aufgrund ihres Aufenthalts in
Europa Opfer von Gewalttaten wurden. Wenn ein Ruckkehrer mit im Ausland erlangten Fahigkeiten und Kenntnissen
zuriickkommt, stehen ihm mehr Arbeitsmdoglichkeiten zur Verfigung als den Ubrigen Afghanen, was bei der hohen
Arbeitslosigkeit zu Spannungen innerhalb der Gemeinschaft fihren kann (LIB, Kapitel 23).

Der Mangel an Arbeitsplatzen stellt flr den Grol3teil der Rickkehrer die groBte Schwierigkeit dar. Der Zugang zum
Arbeitsmarkt hangt mal3geblich von lokalen Netzwerken ab. Die afghanische Regierung kooperiert mit UNHCR, IOM
und anderen humanitdren Organisationen, um IDPs, Flichtlingen, rickkehrenden Flichtlingen und anderen
betroffenen Personen Schutz und Unterstitzung zu bieten. Fir Afghanen, die im Iran geboren oder aufgewachsen sind
und keine Familie in Afghanistan haben, ist die Situation problematisch (LIB, Kapitel 23).



Viele Ruckkehrer leben in informellen Siedlungen, selbstgebauten Unterkiinften oder gemieteten Wohnungen. Die
meisten Ruckkehrer im Osten des Landes leben in Uberbelegten Unterkinften und sind von fehlenden Méglichkeiten
zum Bestreiten des Lebensunterhaltes betroffen (LIB, Kapitel 23).

Personen, die freiwillig oder zwangsweise nach Afghanistan zurickgekehrt sind, kodnnen verschiedene
Unterstitzungsformen in Anspruch nehmen. Riickkehrer erhalten Unterstitzung von der afghanischen Regierung, den
Landern, aus denen sie zurtckkehren, und internationalen Organisationen (z.B. IOM) sowie lokalen
Nichtregierungsorganisationen (NGOs). Fir Rlckkehrer leisten UNHCR und IOM in der ersten Zeit Unterstiitzung. Bei
der Anschlussunterstiitzung ist die Transition von humanitarer Hilfe hin zu Entwicklungszusammenarbeit nicht immer
lickenlos. Es gibt keine dezidiert staatlichen Unterbringungen flr Ruckkehrer. Der Grof3teil der (freiwilligen bzw.
zwangsweisen) Ruckkehrer aus Europa kehrt direkt zu ihren Familien oder in ihre Gemeinschaften zurtick. Es befinden
sich viele Ruckkehrer in Gebieten, die fur Hilfsorganisationen aufgrund der Sicherheitslage nicht erreichbar sind (LIB,
Kapitel 23).

Die ,Reception Assistance” umfasst sofortige Unterstitzung oder Hilfe bei der Ankunft am Flughafen: IOM trifft die
freiwilligen Ruckkehrer vor der Einwanderungslinie bzw. im internationalen Bereich des Flughafens, begleitet sie zum
Einwanderungsschalter und unterstitzt bei den Formalitaten, der Gepackabholung, der Zollabfertigung, usw. Dariber
hinaus arrangiert IOM den Weitertransport zum Endziel der Ruckkehrer innerhalb des Herkunftslandes und bietet
auch grundlegende medizinische Unterstitzung am Flughafen an. 1.279 Ruckkehrer erhielten Unterstitzung bei der
Weiterreise in ihre Heimatprovinz. Fur die Provinzen, die Uber einen Flughafen und Flugverbindungen verfiigen,
werden Fluge zur Verfligung gestellt. Der Riuckkehrer erhalt ein Flugticket und Untersttitzung bezlglich des Flughafen-
Transfers. Der Transport nach Herat findet in der Regel auf dem Luftweg statt (LIB, Kapitel 23).

Familien in Afghanistan halten in der Regel Kontakt zu ihrem nach Europa ausgewanderten Familienmitglied und
wissen genau Bescheid, wo sich dieses aufhalt und wie es ihm in Europa ergeht. Dieser Faktor wird in Asylinterviews
meist heruntergespielt und viele Migranten, vor allem Minderjahrige, sind instruiert zu behaupten, sie hatten keine
lebenden Verwandten mehr oder jeglichen Kontakt zu diesen verloren (LIB, Kapitel 23).

2. Beweiswurdigung:
2.1.  Zur Person des Beschwerdefuhrers und zu dessen Fluchtgrinden:

Die Feststellungen zur Staatsangehdrigkeit, zur Volksgruppen- und Religionszugehorigkeit, zur Herkunft und zu den
Familienverhaltnissen des Beschwerdefuhrers stitzen sich auf die diesbezlglich im Wesentlichen gleichbleibenden
und Ubereinstimmenden Angaben im gesamten Verfahren, die - zum Teil - bereits von der belangten Behorde ihrer
Entscheidung zugrunde gelegt wurden.

Die Feststellungen betreffend die Rekrutierungsversuche der Taliban gegeniber dem Beschwerdefluhrer beruhen
ebenfalls auf dessen von Anfang an und wahrend des gesamten Verfahrens - sowohl bei der Erstbefragung als auch
bei der Befragung durch die belangte Behdrde als auch in der Beschwerde und im Rahmen der mundlichen
Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht - getatigten Angaben, die im Wesentlichen gleichlautend, plausibel
und widerspruchsfrei waren. Auch unter Heranziehung der Landerberichte, denen zu Folge in Afghanistan die Grenze
zwischen ,Junge” und ,Mann” flieBend verlauft und sich die Taliban ihr Personal vor allem aus der Gruppe der
Paschtunen rekrutieren, erscheint es plausibel, dass der Beschwerdeflhrer, bei dem es sich zum Zeitpunkt des
Verlassens des Landes um einen ca. 13 Jahre alten Paschtunen gehandelt hat, bereits damals das Interesse der Taliban
geweckt hat. Umso mehr wirde dies im Falle einer Rickkehr auf den nunmehr 21-jdhrigen Beschwerdeflhrer
zutreffen.

Die Feststellung, dass der Beschwerdeflihrer auch wegen der Tatigkeit seines Vaters und seines Bruders fur die lokale
Miliz in das Visier der Taliban geraten ist, beruht auf folgenden Erwagungen: Aus Sicht der Taliban handelt es sich bei
den Dorfmilizen - den sogenannten Arbaki - um eine regierungsnahe Miliz, obwohl diese nicht Teil der reguldren
staatlichen Streitkrafte sind, sehr wohl aber von staatlicher Seite materiell und finanziell unterstitzt wird. Insofern
besteht kein Unterschied dahingehend, ob jemand naher Angehdriger eines Polizisten bzw. eines Mitglieds der
nationalen Armee oder eben naher Angehdriger eines Mitglieds einer paramilitarischen, von den Taliban dem Staat
zugerechneten Gruppierung, deren vorrangiges Ziel in der Talibanbekampfung besteht, ist. Dem Beschwerdefihrer
wird daher auch als Sohn bzw. Bruder eines Mitglieds der Arbaki eine gegen die Taliban gerichteten Gesinnung und
damit - im weitesten Sinn - eine oppositionelle politische Gesinnung unterstellt, weswegen ihm Verfolgung droht.



Die Feststellung, dass dem Beschwerdeflhrer in ganz Afghanistan Verfolgung droht und fur diesen somit keine
innerstaatliche Fluchtalternative besteht, beruht darauf, dass davon auszugehen ist, dass die Taliban aus den eben
aufgezeigten Erwagungen ernsthaft und nachhaltig an der Ergreifung und Ausschaltung des als regierungsnah und
damit ,feindlich” angesehenen Beschwerdeflhrers interessiert sind. Aufgrund der in Afghanistan vorherrschenden
Stammesgesellschaft mit nahen Familiennetzen stellt es fir die Taliban kein allzu groRBes Problem dar, jemanden zu
finden, wenn sie es wirklich wollen (vgl. Danish Immigration Service, Report from Danish Immigration Services fact
finding mission in Kabul, vom 29.05.2012). Es ist daher davon auszugehen, dass dem Beschwerdefihrer tberall in
Afghanistan Gefahr droht, von den Taliban entdeckt, erkannt und aufgegriffen zu werden.

Zusammenfassend war daher festzustellen, dass dem Beschwerdefiihrer in ganz Afghanistan mit maRgeblicher
Wahrscheinlichkeit Verfolgung auf Grund seiner ihm unterstellten, gegen die Taliban gerichteten Einstellung droht.

Die Feststellung, dass der Beschwerdefiihrer in Osterreich strafgerichtlich unbescholten ist, ergibt sich aus einer vom
Bundesverwaltungsgericht eingeholten Strafregisterauskunft, den eigenen Angaben des Beschwerdefiihrers und dem
Akteninhalt.

2.2. Zur Lage im Herkunftsstaat des Beschwerdefuhrers:

Die oben wiedergegebenen Feststellungen zur Lage in Afghanistan ergeben sich aus den herangezogenen
Landerberichten, die der Entscheidung zugrunde gelegt wurden. Die Verfahrensparteien sind deren Richtigkeit nicht
entgegengetreten. Bei den angefUhrten Quellen handelt es sich um Berichte verschiedener anerkannter, teilweise vor
Ort agierender staatlicher und nicht staatlicher Organisationen, die in ihren Aussagen ein Ubereinstimmendes,
schlUssiges Gesamtbild der Situation in Afghanistan ergeben. Angesichts der Seriositdt der angefihrten
Erkenntnisquellen und der Plausibilitat der Uberwiegend Ubereinstimmenden Aussagen besteht kein Grund, an der
Richtigkeit der Angaben zu zweifeln.

Insoweit den Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat Berichte dlteren Datums zugrunde liegen, ist auszuftihren,
dass sich seither die darin angefihrten Umstande unter Bertcksichtigung der dem Bundesverwaltungsgericht von
Amts wegen vorliegenden Berichte aktuelleren Datums fur die Beurteilung der gegenwartigen Situation nicht
wesentlich geandert haben.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1 Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Da eine Senatsentscheidung in den einschlagigen
Bundesgesetzen nicht vorgesehen ist, liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013 idFBGBI. | Nr. 122/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). Gemall§ 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemaR § 28 Abs. 2 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden dann in der Sache selbst zu entscheiden,
wenn 1. der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder 2. die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer eheblichen Kostenersparnis verbunden ist.


https://www.jusline.at/gesetz/bvwgg/paragraf/6
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/122
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/58
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1961_194_0/1961_194_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1950_173_0/1950_173_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1984_29_0/1984_29_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28

Gemal 8 29 Abs. 1 VwWGVG sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und auszufertigen. Sie sind zu
begrinden.

3.2. Zu Spruchpunkt A)

3.2.1. GemdiR § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zustandigkeit eines anderen Staates zurlckzuweisen ist, der Status
des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z
2 der Konvention Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge BGBI. 55/1955 (Genfer Fluchtlingskonvention, in der Folge:
GFK) droht (vgl. auch die Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der RL 2004/83/EG des Rates
verweist). Gemal3 § 3

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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